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(Nr. 14188.) Geſetz zur Ausführung des Reichsgeſetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und 
über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung vom 24. November 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 995). Vom 16. Oktober 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
81. 


(1) Die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, einer Trinkerheilanſtalt oder einer 
Entziehungsanſtalt ($ 42a Nr. 1 und 2 StGB.) iſt von den Landesfürſorgeverbänden zu voll⸗ 
ziehen. Die zur Unterbringung Verurteilten gelten, ſoweit die Koſten der Unterbringung von 
ihnen nicht beigetrieben werden können, als hilfsbedürftig im Sinne der Verordnung über die 
Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 100); jedoch findet hinſichtlich der 
Koſten der Unterbringung ein Rückgriff auf die nach bürgerlichem Rechte Unterhaltspflichtigen 
nicht ſtatt. 

2) Der Landesfürſorgeverband, in deſſen Bezirke die Vollſtreckungsbehörde ihren Sitz hat, 
iſt auf deren Erſuchen zur vorläufigen Aufnahme eines Unterzubringenden verpflichtet. Trifft die 
endgültige Fürſorgepflicht einen außerpreußiſchen Fürſorgeverband oder läßt ſich ihr Träger nicht 
feſtſtellen, ſo beſtimmt der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter, 
welchem Fürſorgeverbande die Koſten zur Laſten fallen. 


§ 2. 
Die Koſten der Überführung trägt der Staat (Juſtizverwaltung). 
7 
§ 3. 
In welcher Anſtalt ein Verurteilter unterzubringen iſt, beſtimmt der Generalſtaatsanwalt 


bei dem Oberlandesgericht in einem Vollſtreckungsplane, den er alljährlich im Einvernehmen 
mit dem Verwaltungsorgane des Landesfürſorgeverbandes aufſtellt. 


g § 4. 

(1) Der Vollzug einer der im § 1 genannten Maßregeln richtet fi) nach den Grundſätzen 
der Verordnung über den Vollzug von Freiheitsſtrafen und von Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung, die mit Freiheitsentziehung verbunden ſind, vom 14. Mai 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 383). Die nähere Anordnung trifft der Juſtizminiſter im Einvernehmen mit dem Miniſter 
des Innern. f 

(2) Der Miniſter des Innern hat bei der allgemeinen Aufſicht über die Anſtalten den Juſtiz⸗ 
miniſter zu beteiligen, ſoweit es zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlich iſt. In Angelegen⸗ 
Geſetzzammlung 1934. (14 188—14 190.) 42 
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heiten, die die Aufnahme der Verurteilten in die Anſtalt, ihre Entlaſſung und die Fürſorge für 
die Entlaſſung im einzelnen Falle betreffen, ſowie über Beſchwerden der Untergebrachten, die 


die allgemeine Aufſicht nicht berühren, entſcheidet der Generalſtaatsanwalt; er kann inſoweit auch 
Weiſungen erteilen. 


8 5. 


Die Unterbringung in einem Arbeitshaus iſt von der Juſtizverwaltung zu vollziehen. 


§ 6. 


Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1934 an in Kraft. 


Berlin, den 16. Oktober 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Gürtner. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 16. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14189.) Phosphoritgeſetz. Vom 16. Oktober 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


9715 


() Die Aufſuchung und Gewinnung phosphorhaltiger Mineralien und Geſteine ſteht allein 
dem Staate zu. 


(2) Rechte aus dem Bergwerkseigentume werden hierdurch nicht berührt. 


8 2. 


Der Staat kann die Ausübung des ihm nach § 1 vorbehaltenen Rechtes anderen Perſonen 
übertragen. 
§ 3. 


Für die Aufſuchung und Gewinnung phosphorhaltiger Mineralien und Geſteine gelten 
folgende Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes entſprechend: 

1. Titel II Abſchnitt 1 „Vom Schürfen“ SS 3 bis 11 einſchließlich; 

2. Titel III Abſchnitt 1 „Von dem Bergwerkseigentum im allgemeinen“ SS 55 bis 63 
einſchließlich; 

3. Titel III Abſchnitt 2 „Von dem Betrieb und der Verwaltung“ SS 66 bis 79 ein- 
ſchließlich; 

4. Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ §§ 80 bis 93 
einſchließlich mit der Maßgabe, daß bei nicht knappſchaftlich verſicherten Betrieben 

die im $ 92 bezeichneten Geldſtrafen derjenigen Hilfskaſſe zufallen, welcher der 
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Arbeiter angehört, in Ermangelung einer ſolchen einer anderen zum Beſten der 
Arbeiter an dem Orte beſtehenden, von der Gemeindebehörde zu beſtimmenden Kaſſe 
und in deren Ermangelung der Kaſſe des Bezirksfürſorgeverbandes; 

5. Titel V Abſchnitt 1 „Von der Grundabtretung“ SS 135 bis 147 einſchließlich nebſt 
der Übergangsbeſtimmung des § 241 (Titel XD; 

6. Titel V Abſchnitt 2 „Von dem Schadenerſatze für Beſchädigungen des Grundeigen⸗ 
tums“ SS 148 bis 152 einſchließlich mit der Maßgabe, daß zur Entſchädigung gemäß 
§§ 148 bis 151 derjenige verpflichtet iſt, für deſſen Rechnung der Betrieb geführt 
wird; 

7. Titel V Abſchnitt 3 „Von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen Ver⸗ 
kehrsanſtalten“ SS 153 bis 155 einſchließlich; 

8. Titel VIII „Von den Bergbehörden“ SS 187 bis 195 einſchließlich; 

9. Titel IX „Von der Bergpolizei“ SS 196 bis 209 a einſchließlich; 5 

10. Titel XII „Schlußbeſtimmungen“ § 242. 


§ 4. 

(1) Wird die Aufſuchung und Gewinnung phosphorhaltiger Mineralien und Geſteine von 
mehreren Perſonen betrieben, ſo ſind dieſe, falls ihre Vertretung nicht durch die allgemeinen 
Geſetze geordnet iſt, verpflichtet, mittels notarieller oder gerichtlicher Urkunde einen im Inland 
wohnenden Repräſentanten zu beſtellen, dem die Befugnis zuſteht, alle Vorladungen und andere 
Zuſtellungen an die Beteiligten mit voller rechtlicher Wirkung in Empfang zu nehmen und 
letztere bei den Verhandlungen mit der Bergbehörde und der Reichsknappſchaft zu vertreten. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn der alleinige Unternehmer der Arbeiten im Ausland wohnt. 

(8) Wird ein Repräſentant auf die Aufforderung der Bergbehörde nicht binnen einem 
Monate beſtellt und unter Einreichung der Beſtellungsurkunde namhaft gemacht, ſo iſt die Berg⸗ 
behörde befugt, bis dahin, daß dies geſchieht, einen Repräſentanten zu beſtellen und ihm eine 
angemeſſene, von den Beteiligten aufzubringende und nötigenfalls im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren einzuziehende Vergütung zuzuſichern. Die Aufforderung gilt als zugeſtellt, wenn ſie 
mindeſtens zwei Beteiligten behändigt oder zugeſtellt iſt. 

(4) Der von der Bergbehörde beſtellte Repräſentant hat die im Abſ. 1 bezeichneten Befug⸗ 
niſſe, ſofern die Bergbehörde keine Beſchränkungen eintreten läßt. 


8 5. 

() Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erliſcht das Verfügungsrecht des Grundeigen⸗ 
tümers über die phosphorhaltigen Mineralien und Geſteine. Im gleichen Zeitpunkt erlöſchen 
alle hierauf beruhenden Rechte zur Aufſuchung und Gewinnung dieſer Mineralien und Geſteine. 

(2) Soweit ſolche Rechte im Grundbuch eingetragen ſind, ſind ſie von Amts wegen oder 
auf Erſuchen des Oberbergamts zu löſchen. 


8 6. 

(1) Für einen nach $ 5 eintretenden Schaden iſt von demjenigen, für deſſen Rechnung der 
Betrieb geführt wird, angemeſſene Entſchädigung zu leiſten. Die Entſchädigung an den Grund⸗ 
eigentümer iſt in Geſtalt eines angemeſſenen Förderzinſes zu entrichten. 

(2) Über die Höhe der Entſchädigung entſcheidet im Streitfall unter Vorbehalt des 
ordentlichen Rechtswegs das Oberbergamt. Die Klage muß innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 
einem Monate vom Tage der Zuſtellung der Entſcheidung des Oberbergamts an gerechnet 
erhoben werden. 

(3) Die geſetzlichen Vorſchriften über die Entſchädigung für eine Inanſpruchnahme (Ab⸗ 
tretung) von Grundſtücken für Betriebszwecke bleiben hiervon unberührt. 
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N § 7. 

(1) Wer auf Grund dieſes Geſetzes zur Aufſuchung oder Gewinnung phosphorhaltiger Mine⸗ 
ralien und Geſteine berechtigt iſt, kann innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs ſeines Rechtes 
die Überlaſſung beſtehender Anlagen zur Aufſuchung, Gewinnung oder Aufbereitung phosphor⸗ 
haltiger Mineralien und Geſteine zum Betrieb auf eigene Rechnung gegen Erſatz des Wertes 
verlangen. 

(2) Können ſich die Beteiligten über die Überlaſſung dieſer Anlagen oder über den Wert 
der Anlagen nicht einigen, ſo entſcheidet hierüber das Oberbergamt. Es weiſt den Inhaber des 
Rechtes, ſoweit erforderlich, in den Beſitz der Anlagen ein. 

(3) Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts iſt, ſoweit ſie nicht die Entſchädigung betrifft, 
der Rekurs an den Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit zuläſſig. 8 192 Abſ. 1 und § 193 des 
Allgemeinen Berggeſetzes finden Anwendung. Der Rekurs hat keine aufſchiebende Wirkung. 

(4) Gegen die Feſtſetzung der Entſchädigung iſt nur der ordentliche Rechtsweg zuläſſig. 
Die Klage muß innerhalb einer Ausſchlußfriſt von einem Monate vom Tage der Zuſtellung der 
Entſcheidung des Oberbergamts an gerechnet erhoben werden. Durch die Beſchreitung des 
Rechtswegs wird die Beſitznahme der Anlagen nicht aufgehalten, vorausgeſetzt, daß die feſtgeſetzte 
Entſchädigung gezahlt oder bei verweigerter Annahme hinterlegt iſt. 

(5) Die Koſten dieſes Verfahrens hat für die erſte Inſtanz der Berechtigte, für die Rekurs⸗ 
inſtanz der unterliegende Teil zu tragen. 

§ 8. 

Durch Verordnung des Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit können die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes ganz oder teilweiſe auf andere dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unterliegende 
Mineralien und Geſteine für anwendbar erklärt werden. Hierbei können auch Vorſchriften 
ergänzenden oder abweichenden Inhalts erlaſſen werden. 


§ 9. 
() Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
(2) Das Geſetz über phosphorhaltige Mineralien und Geſteine vom 9. Januar 1923 (Ge⸗ 
ſetzeamml. S. 13) wird aufgehoben. 
(3; Der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit kann zur Durchführung und Ergänzung dieſes 
Geſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 


Berlin, den 16. Oktober 1934. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schacht. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 16. Oktober 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14190.) Verordnung über die Zuläſſigkeit von Klagen der Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
der Schulverbände gegen Verfügungen und Beſcheide von Verwaltungsbehörden. Vom 
10. Oktober 1934. 


ö Auf Grund des § 11 Abf. 2 des Geſetzes über die Anpaſſung der Landesverwaltung an die 
Grundſätze des nationalſozialiſtiſchen Staates vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 479) 
wird im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung folgendes verordnet: 

§ 1. 
Unzuläſſig ſind die auf folgende Vorſchriften geſtützten Klagen gegen Verfügungen und 
Beſcheide von Verwaltungsbehörden: 

1. Geſetz, betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen (Volksſchulunterhaltungs 
geſetzj, vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335): $ 4 (Vermögensauseinanderſetzung), 
§ 5 Abſ. 4 (Vergütung für gaſtweiſen Beſuch bei Beteiligung der Stadt Berlin), § 24 
Abſ. 3 (Auseinanderſetzung bei Aufhebung einer Schulgemeinde oder Schule), $ 53 
Abſ. 3 (Beanſtandung von Schulvorſtandsbeſchlüſſen), 8 61 Abſ. 2 s der 
Gemeindeorgane bei Lehrerberufung in Eigenſchulverbänden); 

2. Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen (Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzb vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125): § 44 
Abſ. 2 (Klage der Schulverbände und des Kaſſenanwalts gegen die Feſtſetzung von 
Schulſtelleneinheiten); 

3. Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nicht⸗ 
ſtaatlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrerbeſoldungsgeſetz)z vom 30. April 1928 
(Geſetzſamml. S. 149): § 23 Abſ. 3 (Feſtſetzung der Beiträge zur Landesmittelſchulkaſſe); 

4. Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden (Zu⸗ 
ftändigfeitsgejeß) vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237): § 47 Abſ. 2 Satz 1 (Schul⸗ 
baubeſchluß), $ 48 Abſ. 2 Satz 1 (Zwangsetatiſierung), § 49 in Verbindung mit § 47 
Abſ. 2 Satz 1 (Baubeſchluß bei Küſterſchulen). 


§ 2. 
Zuläſſig find die Klagen nach § 54 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes (Schulverbands⸗ 
leiſtungen) ſowie die Abbürdungsklagen nach SS 47, 48 und 49 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. 
Iſt neben der Abbürdungsklage Beſchwerde erhoben, ſo iſt die Entſcheidung En die Be⸗ 
ſchwerde bis zur Entſcheidung über die Abbürdungsklage auszuſetzen. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Zu dieſer 
Zeit anhängige, nach § 1 unzuläſſige Klagen ſind als Beſchwerden zu behandeln und an die 
Dienſtaufſichtsbehörde abzugeben. Bei rechtskräftigen im Verwaltungsſtreitverfahren ergangenen 
Entſcheidungen behält es ſein Bewenden. Soweit in den Angelegenheiten des § 2 Abſ. 1 Be⸗ 
ſchwerden anhängig ſind, kann innerhalb zweier Wochen nach Inkrafttreten dieſer Verordnung 
unter Verzicht auf die Beſchwerdeentſcheidung Klage erhoben werden. 


Berlin, den 10. Oktober 1934. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. | 


Im Auftrage: 
Loehrs. 


* Pr u 77 e 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Miniſter 
(S 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 77 —). 


I. In den Amtsblättern der Regierung Potsdam vom 28. Juli 1934 Stück Nr. 30 (Sonder⸗ 
beilage) und für den Landespolizeibezirk Berlin vom 28. Juli 1934 Stück 61 (Sonderbeilage) ſind 
nachſtehende Polizeiverordnungen des Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums veröffentlicht worden, 
die eine Woche nach dem Tage der Veröffentlichung in Kraft getreten ſind: 

1. Schau- und Unterhaltungsordnung für das Tegeler Fließ und das Kindelfließ im Gemeinde⸗ 

bezirk Berlin und im Kreiſe Niederbarnim (Regierungsbezirk Potsdam) vom 1. Juni 1934 
(IV 30227 LM); 

2. Schau- und Unterhaltungsordnung für die Panke, den in den Nordhafen fließenden Schön⸗ 
hauſer Graben, den Lietzengraben, den Kappgraben und Laakgraben im Gemeindebezirk Berlin 
und im Kreiſe Niederbarnim (Regierungsbezirk Potsdam) vom 1. Juni 1934 (IV 30 227 LM); 

3. Schau⸗ und Unterhaltungsordnung für die Wuhle im Gemeindebezirk Berlin und im Kreiſe 
Niederbarnim (Regierungsbezirk Potsdam) vom 1. Juni 1934 (TV 30227 LM); 

4. Schau⸗ und Unterhaltungsordnung für das Neuhagener Fließ, den Zochegraben, den Werner⸗ 
graben und das Fredersdorfer Fließ im Gemeindebezirk Berlin und im Kreiſe Niederbarnim 
(Regierungsbezirk Potsdam) vom 1. Juni 1934 (IV 30 227 LM). 

Berlin, den 26. September 1934. 


Preußiſches Landwirtſchaftsminiſterium. 


II. In den Amtsblättern der Regierungen zu Lüneburg (1934 S. 153), zu Schleswig (1934 
S. 241) und zu Stade „ S. 122) iſt eine Polizeiverordnung des Miniſters für Wirtſchaft 
und Arbeit, des Miniſter des Innern und des Landwirtſchaftsminiſters ſowie des Senats der Freien 
und Hanſeſtadt Hamburg vom 1. Auguſt 1934, betreffend Anderung der Hafenordnung für den Hafen 
Parete vom 14. März 1930 in der Faſſung der Verordnungen vom 8. a 1932 und vom 
1. Juli 1933, veröffentlicht worden. 
Berlin, den 13. Oktober 1934. 


Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bangen 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Auguſt 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Hannoverſche Mafhinenkan Aktien⸗ 
geſellſchaft, vormals Georg Egeſtorff, Hanomag in Hannover, zum Bau einer Gasfern⸗ 
leitung 

durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 33 S. 195, ausgegeben am 18. Auguſt 1934; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Auguſt 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) 
zum Erwerb von Grundeigentum für Reichszwecke im Kreiſe Pr. Eylau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Pr. Nr. 39 S. 203, ausgegeben am 29. Sept. 1934; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. September 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) 
zum Erwerb von Gelände in den Kreiſen Inſterburg⸗Stadt und Goldap für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 37 S. 109, ausgegeben am 15. September 1934. 
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